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1. Zur Einführung

Partizipation wird allgemein als Teilnahme von Individuen oder Gruppen an
den sie betreffenden Entscheidungen definiert. Die partizipative Gestaltung
des innerbetrieblichen Entscheidungsprozesses, also ein hoher Grad an
Entscheidungsbeteiligung, kann daher als wesentliches Kennzeichen der
Selbstverwaltungsunternehmen angesehen werden; dagegen herrschen in
vielen traditionellen Unternehmen eher hierarchisch-zentralistische Ent­
scheidungsprozesse vor.

Zwei Phasen des Entscheidungsprozesses können unterschieden werden:
der Prozeß der Entscheidungsfindung und der Prozeß der Entscheidungs­
durchführung. Während im traditionellen Unternehmen die Entscheidungs­
findung in der Regel bei der Unternehmensleitung und dem Management
angesiedelt ist und die getroffenen Entscheidungen über Anweisungen an
Untergebene (Arbeitnehmer) zur Ausführung weitergegeben werden, die
Entscheidungsfindung und -durchführung also verschiedenen Personen­
gruppen obliegt, sollen in Selbstverwaltungsunternehmen diejenigen, weI­
che die Entscheidungen durchführen müssen - die Betroffenen also -,
auch umfassend am Entscheidungsfindungsprozeß beteiligt werden. Beide
Formen der Organisationsgestaltung, die eher partizipative und die eher
hierarchische, sind jedoch mit unterschiedlichen Vor- und Nachteilen ver­
bunden, die Reichweite und Grenzen von basisdemokratischer Entschei­
dungsbeteiligung wie auch von hierarchischer Entscheidungszentralisie­
rung markieren.

Im folgenden werden wir zunächst einige grundlegende Probleme benen­
nen, die mit jeder Form organisierten Handeins verbunden sind und die
gleichzeitig die eher hierarchischen Organisationsformen in traditionellen
Unternehmen begründen. Es geht also um eine Beschreibung der Vor- und
Nachteile zentralistisch strukturierter Entscheidungsprozesse (Kap. 2). Für
die Selbstverwaltungsunternehmen mit partizipativen Entscheidungsstruk­
turen lassen sich entsprechend ebenfalls Probleme und Entwicklungsten­
denzen benennen, die Partizipation als Spannungsfeld zwischen basisde­
mokratischen Ansprüchen und funktionalen Erfordernissen beschreiben
(Kap. 3). Im vierten Teil sollen schließlich einige Argumente entwickelt wer­
den, wie eine partizipative Entscheidungsbeteiligung bei Wahrung funktio­
naler Erfordernisse aussehen könnte. Dabei soll insbesondere die Modell­
funktion von Partnerschaftsunternehmen für eine Strukturbildung in Selbst­
verwaltungsunternehmen und für eine Reform der Unternehmensverfas­
sung herausgestellt werden.
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2. Entscheidungszentralisation in traditionellen Unternehmen

2.1 Grundprobleme organisierten Handeins

Als Referenzmodell zur Illustration der Grundprobleme organisierten oder
koordinierten Handeins in Unternehmen und anderen Organisationen bie­
tet sich ein Vergleich mit der idealtypischen marktmäßigen Koordination
ökonomischer Aktivitäten an. Dort passen die autonom handelnden Wirt­
schaftssubjekte (z.B. Verbraucher und Unternehmen) ihre individuellen
Kauf- und Verkaufsentscheidungen den vorgegebenen Preisen an. Die
Beteiligten handeln bei der Verfolgung und Realisierung ihrer Ziele selbst­
bestimmt. "Die Preise sind es, an denen Adam Smiths unsichtbare Hand
zieht. Sie lenken die Entscheidungen der Individuen so, daß Übereinstim­
mung entsteht. Die Individuen sind frei(,) im Rahmen ihres Spielraums zu
tauschen oder nicht ..."(Braun 1987, S.21).

Wie aber sieht es mit den selbstbestimmten Entscheidungsmöglichkeiten
aus, wenn mehrere Individuen Ressourcen (Sachmittel, Arbeitsleistungen,
Kapital) zusammenlegen und eine Organisation bilden, etwa ein Unterneh­
men gründen, um damit beispielsweise die Vorteile von Arbeitsteilung, Spe­
zialisierung oder Maschinisierung zu realisieren, die bei individueller Resso­
urcendisposition nicht genutzt werden könnten? Im Rahmen einer Gegen­
überstellung der Strukturmerkmale von Märkten und Organisationen hat
Viktor Vanberg (1982b, vgl. S. 287) zwei Grundprobleme "korporativen
Handeins" herausgearbeitet: In jeder Organisation müssen Entscheidungs­
regeln darüber existieren, wie die eingebrachten Ressourcen eingesetzt
und der wirtschaftliche Ertrag verteilt werden soll. Bei kooperativem Hand­
eln stellt sich also immer die Frage nach der "Verfassung" der Organisation
(z.B.der Unternehmung) - eine Frage, die für autonom handelnde Individu­
en bei marktmäßiger Koordination gar nicht erst auftritt.

Das grundlegende Dilemma jeder Organisation kann nun so beschrieben
werden: "Indem ein Mitglied der Korporation Handlungsrnacht überträgt,
verliert es weitgehend die Kontrolle über den Einsatz dieser Macht; behält
es sich aber, durch eine restriktivere Entscheidungsregel, diese Macht vor,
so schwinden die möglichen Vorteile dahin, die der korporative Akteur
erbringen kann" (Coleman 1979, S.27). Der Eintritt in eine Organisation ist
also immer mit einem Verlust von Entscheidungs- und Verhaltensautono­
mie, also mit der Etablierung von Herrschaft verbunden (vgl. Vanberg
1982a, S. 171). Bei marktmäßiger Koordination in einer perfekten Welt mit
vollkommener Konkurrenz hat z.B. jeder Käufer die Möglichkeit, die Ver­
kaufsangebote eines Verkäufers auszuschlagen, wenn er mit dem Preis­
Leistungs-Verhältnis unzufrieden ist, und entsprechend andere Kaufoptio­
nen zu wählen. Zumindest für viele Güter des täglichen Bedarfs ist diese
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Wahl mit geringen (Transaktions-)Kosten, d.h.mit Such-, Informations-, Ent­
scheidungs- und Handlungskosten verbunden (vgl. Windsperger 1983, S.
896). Ein wesentliches Kennzeichen idealtypischer marktmäßiger Koordi­
nation ist damit die Möglichkeit der Abwanderung, d.h.der kostenneutralen
Beendigung einer alten und der Etablierung einer neuen Käufer-Verkäufer­
Beziehung.

Die Autoren Alchian und Demsetz (1972) vergleichen nun die Gestaltung
der unternehmensinternen Arbeitsbeziehungen ebenfalls mit einer solchen
Käufer-Verkäufer-Beziehung und bestreiten jegliche Form von Herrschaft
oder Unterordnung in Unternehmen. Die Anweisung eines Vorgesetzten
wird dabei als Angebot und die Ausführung der Anordnung durch den Un­
tergebenen als Annahme des Angebotes interpretiert. Dies,so die Autoren,
habe nichts mit Herrschaft zu tun. Dem ist allerdings entgegenzuhalten, daß
die Alternativen zur "Annahme des Angebotes" für die Arbeitnehmer in der
Regel nur im Verlassen der Unternehmung bestehen. Im Gegensatz zur
Marktorganisation ist damit die Alternative .Abwanderunq" für Arbeitneh­
mer unter Umständen mit prohibitiv hohen Kosten verbunden, die in Form
von Suchkosten, Kosten einer kurz- oder längerfristigen Arbeitslosigkeit,
Verlust unternehmensspezifischer Qualifikationen und Verlust sozialer
Kontakte entstehen (vgl. Nutzinger 1976, S. 59). Die Möglichkeiten der
Abwanderung, die für die Markttransaktionen so typisch sind, sind also im
Bereich der unternehmensinternen Organisation im allgemeinen nicht de
jure, aber doch de facto eingeschränkt. Die Einbringung eigener Interessen
und Bedürfnisse bei koordiniertem Handeln innerhalb von Organisationen
und Unternehmen kann damit nur dann realisiert werden, wenn die Unter­
nehmensverfassung so gestaltet ist, daß die Möglichkeit einer Entschei­
dungsbeteiligung der Betroffenen ("Widerspruch") gewährleistet ist.

Ein zweiter Aspekt - neben dem Problem der Herrschaft -, der eng mit der
Aufgabe individueller Entscheidungsautonomie verbunden ist, ergibt sich
aus der Frage nach der Motivation der Beteiligten. Wenn die Interessen der
Betroffenen im Rahmen von hierarchisch strukturierten Entscheidungspro­
zessen nicht oder nur ansatzweise berücksichtigt werden, dann wird auch
die Einsatz- und Leistungsbereitschaft zur Gestaltung eines optimalen
Durchführungsprozesses eingeschränkt sein. Es müssen dann innerbe­
triebliche Anreiz-, Bewertungs- und Kontrollmechanismen geschaffen wer­
den, die sicherstellen, daß die mit der Durchführung von Entscheidungen
Beauftragten dies auch im Sinne der .Entscheidunqsträqer" tun. Entschei­
dungsbeteiligung und Beteiligung am gemeinsam erwirtschafteten Ertrag
der Organisation/Unternehmung, also Elemente einer partizipativen oder
partnerschaftlichen Unternehmensgestaltung, können dazu beitragen, daß
gemeinsam getroffene Entscheidungen ohne große Reibungsverluste
durchgeführt werden und daß individuelle Leistungszurückhaltung (Drüc
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kebergerei") auf Kosten des Gesamtergebnisses minimiert wird. Koordi­
niertes Handeln weist - anders als der Marktmechanismus, bei dem indivi­
duelle Aufwendungen auch individuell zurechenbare Erträge nach sich zie­
hen - eine weitere Besonderheit auf: Die Erträge der Leistungszurückhal­
tung fallen in bestimmten Grenzen individuell an, während die Kosten von
allen Beteiligten zu tragen sind. Individuelle und kollektive Rationalität
stimmt nicht überein.

Das Zusammenwirken von Menschen in Organisationen ist also mit einem
Verlust an individueller Entscheidungsautonomie und, zumindest bei un­
vollkommenen Arbeitsmärkten, mit der Etablierung von Herrschaft verbun­
den, wenn sich die Betroffenen dem Weisungsrecht von Vorgesetzten un­
terordnen müssen. Dadurch entsteht noch zusätzlich für alle Organisatio­
nen ein Motivationsproblem.

2.2 Die Funktion der Unternehmung

Die traditionelle Unternehmung ist seit Beginn der Industrialisierung durch
eine hierarchische Struktur gekennzeichnet. "Hierarchie wird hier als
Grundmuster einer unternehmensinternen Abstimmung verstanden, das
sich in einem vertikalen Gefüge von Stellen und Personen und in der Unter­
ordnung einer Personengruppe unter die Entscheidungsbefugnisse einer
anderen Gruppe institutionalisiert" (Leipold 1978, S. 111). Die Begründun­
gen für hierarchische Organisationsformen sind vielfältig. An dieser Stelle
sei nur auf einen Faktor hingewiesen: die Funktion der Unternehmung oder
des Unternehmers im Wettbewerb (vgl. dazu u.a.Eger/Weise 1989, S. 17f.).

Die bekannte Metapher von Schumpeter beschreibt den innovativen Unter­
nehmer, dessen Funktion kurz gesagt darin besteht, daß er Dinge in Gang
setzt. Ein Unternehmer aber, der ständig auf wechselnde Anforderungen
reagieren muß, der neue Märkte, Technologien und Produkte erschließen
und entwickeln soll und dessen Handeln großen Unsicherheiten und Risiken
unterliegt, muß sich darauf verlassen können, daß (zentral) getroffene Ent­
scheidungen innerhalb des Unternehmens auch gemäß den vorgegebenen
Weisungen umgesetzt werden. Im Gegenzug zur Anerkennung von Autori­
tät durch die Arbeitnehmer, die für den Unternehmer notwendige Bedin­
gung zur Entwicklung und Umsetzung von innovativen unternehmerischen
Fähigkeiten ist, erhalten die Betroffenen Einkommenssicherheit, also ein
fest vereinbartes Gehalt. Dieter Schneider (1986, S.55) folgert daraus: "Ein
Unternehmer (als Einzelperson oder Entscheidungsgruppe), der anderen
Personen Einkommensunsicherheit abnimmt, kann nur 'findig' ... auf nicht
vorhersehbare Entwicklungen reagieren, wenn er Anordnungen erteilen
kann, die befolgt werden, ohne daß die Ausführenden vorher durch Unter­
richtung und Begründung mühsam überzeugt werden müssen." Danach
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benötigen die Unternehmer oder eine Gruppe von leitenden Angestellten
bzw. Managern zur Erfüllung ihrer Funktion im Wettbewerb einen innerbe­
trieblichen Umsetzungsmechanismus, der garantiert, daß die unternehme­
rischen Inputs in Form von Produktideen, technisch-organisatorischen Ver­
fahren, Marketingstrategien etc. auch zu den von den Entscheidungsträ­
gern intendierten Outputs führen. "Dezentralisation durch 'lange Leinen' ist
eine Segelstrategie nur für 'schönes Wetter'. Nur bei nicht drängenden Ent­
scheidungen empfiehlt sich die Alternative, die Hierarchie und die Kompe­
tenzverteilung auf einzelnen Hierarchiestufen so zu ändern, daß vielleicht
schlummernde unternehmerische Fähigkeiten der Untergebenen zu Tage
treten" (Schneider 1986, S. 58).

Die Vorteile einer innerbetrieblichen Hierarchie liegen hier also in ihrer
Funktion als Umsetzungsmechanismus für unternehmerische Fähigkeiten.
Eine in diesem Sinne funktionale Unternehmensorganisation, die Beteili­
gung der Betroffenen "nur bei schönem Wetter" zuläßt, kann aber mit ele­
mentaren Bedürfnissen der Beschäftigten konfligieren. Hierarchien sind
auch ein Kennzeichen dafür, "daß der wirtschaftliche Erfolg der heutigen
Unternehmen mit einer als soziales Übel erkannten Entfremdung des Men­
schen von seiner Arbeit, seinem Eigentum, seiner Bedürfnisentfaltung und
seiner Eigenverantwortlichkeit einhergeht ..." (Eschenburg 1980, S. 174).

Ein Unternehmen ist aber mehr als ein Transmissionsmechanismus für un­
ternehmerische Fähigkeiten - ein Unternehmen muß als soziale Institution
angesehen werden, in der die Gestaltung des Zusammenwirkens von Men­
schen eine eigene Qualität hat, die auch maßgeblichen Einfluß auf die Erfül­
lung funktionaler Erfordernisse der Unternehmensorganisation ausübt. Die
polarisierende Unterscheidung zwischen der unternehmerischen Fähigkeit
zur Koordination, d.h. der Fähigkeit zur Entdeckung und Korrektur nicht
übereinstimmender individueller Pläne und Entscheidungen und damit zur
Realisierung von Arbitragegewinnen auf dem Markt (vgl. Kirzner 1978, S.
177) einerseits, und "administrativer Koordination" im internen Unterneh­
mensbereich andererseits, die mit "autoritativer Kommunikation" des
Managements auf die Durchsetzung unternehmerischer Interessen und
Vorschläge, Richtlinien und Anweisungen sowie auf die Überwachung des
Produktionsprozesses ausgerichtet ist (vgl. Krüsselberg 1986, S. 71), ver­
nachlässigt die besondere Qualität, welche die interne Unternehmensge­
staltung für ein erfolgreiches unternehmerisches Handeln auch am Markt
hat. Wenn aus dem allgemeinen Herrschaftsproblem, das Bestandteil aller
Organisationsformen ist, ein spezielles Motivationsproblem folgt, so umfaßt
die Funktion des Unternehmers auch die Entwicklung von innerbetriebli­
chen Organisations- und Entscheidungsstrukturen, die den motivationalen
Aspekten koordinierten Handels und den damit verbundenen Kosten hier­
archischer Koordination Rechnung trägt (vgl. Röpke 1983, S. 132ff.).
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2.3 Entscheidungskosten

Entscheidungsprozesse können gedanklich und praktisch in Phasen der
Entscheidungsfindung und der Entscheidungsdurchsetzung zerlegt wer­
den, für die gegenläufige Kostenstrukturen festgestellt werden können. Ein
zentralistischer Entscheidungsprozeß, bei dem nur ein Vorgesetzter oder
Unternehmer entscheidet oder an dem nur wenige Personen beteiligt sind,
hat hinsichtlich der Kosten der Entscheidungsfindung sicher große Vorteile
gegenüber einer basisdemokratischen Entscheidungsfindung, bei der alle
Betroffenen gleichberechtigt beteiligt sind. Die unendlichen Diskussionen
und langwierigen Plenumssitzungen in vielen Selbstverwaltungsunterneh­
men sind ein erheblicher Kostenfaktor, zumal dann, wenn Einstimmigkeit
oder Einmütigkeit als Entscheidungsregel gelten. Diesen Kosten sind aller­
dings die Kosten der Entscheidungsdurchsetzung gegenüberzustellen.
Sind die Betroffenen zuvor nicht beteiligt worden, so fallen bei Durchset­
zung zentralistischer Entscheidungen über die bekannten Hierarchieme­
chanismen zusätzliche Kosten für Information und Kontrolle sowie Kosten
aufgrund fehlender Motivation (disincentives) an: .Jnforrnationskosten
ergeben sich aufgrund von Informationsverlusten bei der vertikalen und
horizontalen Informationsweitergabe; Kontrollkosten entstehen aus der
Kontrolle der Mitarbeiter, um kontraktkonforme Leistungen zu sichern, und
Disincentivekosten aufgrund des opportunistischen Verhaltens der Mitar­
beiter" (Windsperger 1983, S. 896). Diese Kosten können auch als Kosten
der Entscheidungsdurchsetzung bezeichnet werden. Denn ohne Entschei­
dungsbeteiligung der Betroffenen, also derjenigen, die Entscheidungen
durchzuführen haben, bleiben unter Umständen wichtige Informationen
aus dem unmittelbaren Arbeits- und Produktionsbereich unberücksichtigt.
Auch wird die Etablierung von Kontrollmechanismen erst dann notwendig,
wenn fremdbestimmte Entscheidungen auch gegen die Interessen der
Betroffenen durchgesetzt werden müssen. Dies wiederum bewirkt, daß
monetäre und nicht-monetäre Anreizsysteme geschaffen werden müssen,
um sicherzustellen, daß über den kontrollierten Handlungsbereich hinaus
ein zielorientiertes Verhalten der Mitarbeiter realisiert wird.

Im Fall von Entscheidungsbeteiligung über Einstimmigkeitsregeln, bei der
jeder Betroffene im Extremfall ein Vetorecht hat, werden diese Kosten ge­
ringer sein, denn jeder Beteiligte hat prinzipiell ein Interesse daran, daß die
getroffenen Entscheidungen möglichst reibungslos durchgeführt werden.
Die Kosten der Entscheidungsprozesse können im Rahmen einer Matrix
dargestellt werden:
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Kosten der
Entscheidungs- Entscheidungs-

findung durchsetzung

hierarische niedrig hoch
Unternehmung

partizipative hoch niedrich
Unternehmung

Die Unternehmen stehen also vor einem Dilemma: Einerseits sprechen viele
funktionale Erfordernisse der unternehmerischen Tätigkeit im Wettbewerb
für eher zentralistische Entscheidungsprozesse. Andererseits verlangt aber
die soziale Dimension der Institution Unternehmung, ebenfalls aufgrund
funktionaler Erwägungen, einen eher partizipativ gestalteten Entschei­
dungsprozeß.

3. Entscheidungsprobleme in Selbstverwaltungsunternehmen

In den traditionellen Unternehmen dominieren nun eindeutig funktionale
Erwägungen, denen auch die interne Organisationsgestaltung unterworfen
ist. Aber auch in diesem Bereich haben Modifikationen der ursprünglich
dominanten Organisationsform, der innerbetrieblichen Hierarchie, stattge­
funden. So praktizieren Partnerschaftsunternehmen vielfältige Formen der
materiellen und immateriellen Mitarbeiterbeteiligung, und der Partizipati­
onsaspekt ist auch in Konzepte der strategischen Unternehmensführung
bei traditionellen Unternehmen eingegangen, die keine Beteiligungsmo­
delle anwenden (vgl. Beyer/Nutzinger 1990). KernlSchumann (1985) spre­
chen auch von einem arbeitspolitischen Paradigmenwechsel: "Dieses Um­
denken in Richtung neuer Ansätze der Arbeitsgestaltung, der Ausbildungs­
und Personalpolitik sowie des Arbeitseinsatzes erhält um so mehr Anstöße,
je mehr neue Technologien Anwendung finden, wie umgekehrt neue Tech­
nologien um so breiter eingesetzt werden können, je stärker auch die ent­
sprechende Arbeitspolitik die Anwendungsvoraussetzungen auf der Ar­
beitskraftseite verbessert" (S.24). Effizienz soll nicht länger gegen, sondern
mit der Handlungskapazität der Betroffenen, der Arbeitnehmer, realisiert
werden. Die interdependenten Wechselwirkungen zwischen funktionalen
und sozialen Aspekten der internen Unternehmensgestaltung sind in der
Praxis also durchaus erkannt worden.

Selbstverwaltungsunternehmen stehen natürlich vor dem gleichen
Dilemma wie die noch eher hierarchisch strukturierten Konkurrenten. Aller-
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dings ist hier der entwicklungsgeschichtliche Ausgangspunkt anders:
.Alternativbetriebe sind entstanden aus einer grundsätzlichen Kritik
betrieblicher und gesellschaftliche Organisationsformen.lhr Ziel ist deshalb
eine Veränderung dieser Organisationsformen. In vielen Betrieben und Pro­
jekten soll beispielhaft gezeigt werden, daß solche Veränderungen möglich
sind und funktionieren" (Lezius/Beyer 1989, S. 273). Das bedeutet, daß die
Gestaltung der innerbetrieblichen Organisation und insbesondere der Ent­
scheidungsprozesse explizit nach partizipativen oder gar basisdemokrati­
schen Gesichtspunkten erfolgen sollte. Ansprüche an eine basisdemokrati­
sche Unternehmensgestaltung, die der sozialen Funktion der Institution Un­
ternehmung gerecht werden sollte, waren somit das ursprünglich domi­
nante Bestimmungsmerkmal von Selbstverwaltungsunternehmen. Aber:
.Alternativprojekte haben sich heute in ihren Organisationsstrukturen wei­
testgehend an bestehende wirtschaftliche Gegebenheiten anpassen müs­
sen. Denn: Sie stoßen immer mehr an die Grenzen kapitalistischer Warenlo­
gik und müssen sich, auch wenn sie sich mit relativ wenig Anfangskapital
zeitweilig in 'Marktnischen' eine Existenz aufbauen können, langfristig an
den Rentabilitäts- und Produktivitätsmechanismen der Gesamtwirtschaft
anpassen" (personn 1988, S. 273).

Die Selbstverwaltungsunternehmen stehen also vor folgendem Problem:
Um die langfristige Überlebensfähigkeit zu sichern, müssen sie funktionalen
Gesichtspunkten, die sich aus ihrer Stellung im Wettbewerb zu anderen Un­
ternehmen ergeben, ein stärkeres Gewicht beimessen, als mit dem
ursprünglichen normativen Anspruch vereinbar war. Sie müssen Entschei­
dungsstrukturen entwickeln, welche die Kosten der Entscheidungsfindung
senken, ohne daß die Vorteile der Entscheidungspartizipation im Prozeß
ihrer Durchsetzung vollständig verlorengehen. Denn die Vorteile, daß man
die einmal in einem konsensualen Verfahren getroffenen Entscheidungen
ohne wesentliche Informations-, Kontroll- und Anreizkosten umsetzen
kann, schwinden, wenn sich der Prozeß der Entscheidungsfindung an die
eher zentralistischen Verfahren in traditionellen Unternehmen annähert.

Wo liegen nun die spezifischen Probleme des Entscheidungsprozesses in
Selbstverwaltungsunternehmen? Marlene Kück (1989) bezeichnet die Ent­
scheidungsfindung als zentrales Problem der basisdemokratischen
Betriebswirtschaften. Denn eine partizipative Entscheidungsfindung ist mit
hohen Kosten verbunden, die mit der Unternehmensgröße vor allem dann
wachsen, wenn weiterhin Plenumsentscheidungen getroffen werden. Die
Einheit von Entscheidungs- und Ausführungsaufgaben scheint eine kriti­
sche Dimension in Selbstverwaltungsunternehmen zu sein (vgl. Kück 1989,
S. 32ff.). Im Prinzip können drei Kostenkategorien unterschieden werden,
die wir als Informations-, Diskurs- und Qualifikationskosten bezeichnen wol­
len. Entscheidungsbeteiligung setzt voraus, daß alle Beteiligten über ein
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zumindest annähernd gleiches Informationsniveau bezüglich der relevan­
ten Fakten verfügen müssen. Strukturlose innerbetriebliche Informations­
prozesse mit dem Ziel, daß jeder alles wissen muß, sind in der Praxis nicht
oder nur mit sehr hohen Kosten realisierbar. Demokratische Entschei­
dungsprozesse können einen hohen Diskussionsaufwand bewirken, der oft
mit Arbeitsausfall verbunden ist; es kann zu Gruppen- und Fraktionsbildun­
gen kommen, die Entscheidungsprozesse blockieren oder durchpeitschen,
und besser informierte oder qualifiziertere Mitarbeiter können zu Profilie­
rungsversuchen angeregt werden.

Darüber hinaus besteht das Problem der Qualifikation von Entscheidungs­
trägern bei der Bewertung von Informationen. Ist es wirklich sinnvoll, daß
z.B. bei langfristigen lnvestitions- und Finanzierungsentscheidungen, deren
Beurteilung erhebliche betriebswirtschaftliehe oder kaufmännische Quali­
fikationen erfordert, alle Beteiligten, also auch Mitarbeiter mit eher techni­
schen oder handwerklichen Qualifikationen, gleichberechtigt zustimmen
müssen? Diese Frage weist auf ein grundlegendes Strukturproblem partizi­
pativer Entscheidungsfindungsprozesse hin, das als Spannungsfeld zwi­
schen funktionalen Anforderungen und sozialen Ansprüchen beschrieben
werden kann - im Gegensatz zur traditionellen Unternehmung, bei der ein
solches Spannungsfeld eher für den Bereich der Entscheidungsdurchfüh­
rung festgestellt werden kann.

Für den Entscheidungsprozeß können also in traditionellen Unternehmen
und in Selbstverwaltungsunternehmen symmetrische Kostenstrukturen
festgestellt werden. Wir haben an anderer Stelle allerdings darauf hingewie­
sen, daß diesen symmetrischen Kostenstrukturen asymmetrische Stabili­
tätspotentiale in traditionellen und selbstverwalteten Unternehmen gegen­
überstehen (vgl. Beyer/Nutzinger 1990). Denn es gelingt der traditionellen
Unternehmung oftmals, instrumentelle Formen der Partizipation und auch
der Entscheidungsbeteiligung zu entwickeln, ohne die grundlegenden
Funktionsprinzipien des Hierarchiemechanismus aufzugeben, d.h. unter
Wahrung oder sogar besserer Realisierung funktionaler Erfordernisse un­
ternehmerischen Handeins. Für die Selbstverwaltungsunternehmung ist
entscheidend, inwieweit sie den funktionalen Erfordernissen des marktwirt­
schaftlichen Prozesses gerecht werden kann, ohne die demokratischen
Funktionsprinzipien grundsätzlich aufzugeben.

In der traditionellen Unternehmung ist die Berücksichtigung funktionaler
Erfordernisse des marktwirtschaftlichen Prozesses eine conditio sine qua
non, vor deren Hintergrund dann Ansätze einer partizipativen Organisati­
onsgestaltung entwickelt werden. Die langfristige Überlebensfähigkeit von
Selbstverwaltungsunternehmen kann demgegenüber nicht oder nur in
begrenztem Umfang gesichert werden, wenn zu Lasten der funktionalen
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Erfordernisse an ursprünglich basisdemokratischen Ansprüchen festgehal­
ten wird und die soziale Dimension der Institution Unternehmung in den Mit­
telpunkt gestellt wird. Eine "ideologische Überhöhung roter Zahlen" werden
sich die Selbstverwaltungsunternehmen auf Dauer nicht leisten können.

Die Risiken der Selbstverwaltungswirtschaft bestehen zum einen darin, daß
an ursprünglichen Ansprüchen, die mit der besonderen Organisationsform
verbunden waren, unditferenziert festgehalten und eine notwendige Dis­
kussion um die Etablierung formaler Strukturen tabuisiert wird, auch wenn
sich interne und externe Determinanten verändert haben. Ein zweites
Risiko ergibt sich daraus, daß sich die Strukturbildung "hinter dem Rücken"
der Beteiligten als informelle Hierarchie vollzieht oder eine explizite Organi­
sationsentwicklung "über das Ziel hinausschießt", so daß basisdemokrati­
sche Elemente der Unternehmensverfassung und individuelle Handlungs­
autonomie radikal abgebaut und damit ursprüngliche Intentionen unmög­
lich werden. Es geht also für die Selbstverwaltungsunternehmen um die
Etablierung eines funktionstüchtigen und praktisch machbaren kollektiven
Management- und Organisationsmodells, das den gesetzten Demokratie­
und Partizipationsansprüchen genügt (vgl. Kück 1986, S. 202).

4. Entscheidungsbeteiligung und funktionales Management

Die Probleme, die mit der Entscheidungsbeteiligung in Selbstverwaltungs­
unternehmen verbunden sind, induzieren also eine klare und transparente
Strukturbildung, die eine effizientere Entscheidungsfindung ermöglicht. Für
eine solche Strukturbildung können folgende Bedingungen genannt wer­
den:

- Die Überwindung der strukturellen Formlosigkeit von Selbstverwaltungs­
unternehmen sollte in einem diskursiven Prozeß unter Beteiligung aller
Betroffenen vorangetrieben werden.

- Die Chancen und Risiken sollten offen dargelegt werden, um die Einsicht
in die Notwendigkeit einer .Strukturreforrn" bei allen Beteiligten zu för­
dern.

- Es gilt, Unternehmensmodelle zu entwickeln, welche die spezifischen
Charakteristika jeder einzelnen Selbstverwaltungsunternehmung und
die Bedürfnisse und Wünsche der Mitglieder ebenso reflektieren wie die
technologischen und marktmäßigen Bedingungen.

- Schließlich muß der Gefahr entgegengewirkt werden, daß "das Kind mit
dem Bade ausgeschüttet wird", also daß eine Formalisierung nicht die
klassischen Vorteile der Selbstverwaltungsunternehmen - besonders
im Bereich der Entscheidungsdurchsetzung - aufzehrt.
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4.1 Historische und aktuelle Erfahrungen

Für Partizipation und Entscheidungsbeteiligung im Spannungsfeld zwi­
schen basisdemokratischen Ansprüchen und funktionalen Erfordernissen
stellt sich also ein Umsetzungsproblem. Dieses Problem ist nicht neu. WeI­
che Schlußfolgerungen für die Selbstverwaltungsunternehmen lassen sich
z.B. aus den Erfahrungen der modernen und der klassischen Genossen­
schaftsbewegung, der jugoslawischen Arbeiterselbstverwaltung und auch
der Partnerschaftsbetriebe in der Bundesrepublik Deutschland ziehen?

In den Genossenschaften finden sich, ähnlich wie in den selbstverwalteten
Unternehmen Jugoslawiens, Elemente der Übertragung des staatlichen
Demokratiemodells auf die Unternehmensebene in Form von Egalität und
Solidarität der Mitglieder. "Das demokratische Element der Genossen­
schaftsverfassung führt zu der Forderung, daß Genossenschaften von Per­
sonen verwaltet werden sollen, die nach einem von den Mitgliedern
beschlossenen Verfahren gewählt oder ernannt worden sind und den Mit­
gliedern gegenüber verantwortlich sind. Das Element der Egalität der Mit­
glieder findet seinen Ausdruck im Ausschluß der Stimmrechtsübertragung
und im Einstimmrecht" (Kirchner 1985, S. 225).

Nicht so sehr der basisdemokratische Ansatzpunkt, sondern die Umset­
zung des Einstimmrechtes in der Praxis führt aber spätestens dann zu Olig­
archieproblemen, wenn in der Genossenschaft ab einer bestimmten Größe
Entscheidungen nicht mehr "im Plenum" getroffen werden können, sondern
auf .Vertreterversammlunqen" durch "Delegierte" getroffen werden müs­
sen (vgl. Kirchner 1985, S. 226). Dieses .Oliqarchieproblem", das im Rah­
men der Jugoslawien-Diskussionen als Problem der .Expertenhierarchie"
ebenfalls thematisiert wird (vgl. dazu Nutzinger 1988, S. 49ff.), scheint
gerade für demokratisch legitimierte Unternehmensverfassungen unaus­
weichlich zu sein. Ab einer bestimmten Größe ist direkte Demokratie nicht
mehr oder nur unter sehr restriktiven Bedingungen praktikabel. Die Größe
einer Organisation ist für das Demokratieprinzip ein besonders kritischer
Faktor, d.h. "ab einer bestimmten Größe werden die Interessenkonstellatio­
nen im Betrieb komplizierter, verliert sich das Handlungsmotiv der Solidari­
tät und schlägt die (engagement- und qualifikationsbezogene) Heterogeni­
sierung der Mitgliedergruppen stärker durch" (Kück 1989, S. 58).

Um die Vorteile von Arbeitsteilung, Spezialisierung und Professionalisie­
rung auch im Bereich der Unternehmensführung nutzen zu können, scheint
die Etablierung eines Expertenteams, eines Managements, einer
Geschäftsführung oder wie auch immer man dies nennen mag unumgäng­
lich. Entscheidend ist dann, wie ein funktionales Management eingesetzt
wird, wie die Interessen und Erfahrungen der Betroffenen in den Entschei-
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dungsprozeß eingehen und wie der Entscheidungsprozeß prinzipiell gestal­
tet sein muß, damit Entscheidungen einerseits effizient getroffen werden
können, ohne daß andererseits die mit der klassischen Hierarchie verbun­
denen Durchsetzungskosten anfallen.

Für die moderne Genossenschaft gilt, daß durch die Reform des Genossen­
schaftsgesetzes 1973, welche die Delegiertenregelungen großer Genos­
senschaften im nachhinein anerkannte, auch das Oligarchieproblem recht­
lich festgeschrieben wurde (vgl. Kirchner 1985, S. 226). Die Etablierung
eines traditionellen Managements mit eigenverantwortlicher Leitungsfunk­
tion bei gleichzeitiger Übertragung von Kontrollrechten an Delegierte steht
sicher im Gegensatz zur klassischen Genossenschaftsidee und zu den
Ansprüchen der Selbstverwaltungswirtschaft.

Auch das Scheitern der klassischen Genossenschaftsbewegung des 19.
Jahrhunderts, die auf eben diesen Prinzipien der Egalität und der Solidarität
beruhte, kann u.a.auf eine mißglückte Balancierung verschiedener Kräfte­
der Effizienzerfordernisse und der demokratischen Ansprüche - zurückge­
führt werden (vgl. Nutzinger 1988 und 1990): Ein Effizienzerfolg durch zu
weitgetriebene Arbeitsteilung und Hierarchisierung untergräbt die demo­
kratische Binnenstruktur einer partizipatorischen Unternehmung und
transformiert sie auf der Ebene der Arbeitsbeziehungen in ein traditionelles
hierarchisches Unternehmen; ein unreflektiertes Festhalten an den dem
politischen Bereich entlehnten Demokratievorstellungen beeinträchtigt in
aller Regel die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Betriebes, so daß der
ökonomische Mißerfolg und damit das Verschwinden vom Markt unaus­
weichlich wären. Der klassischen Produktivgenossenschaft ist es nur selten
gelungen, diese Gratwanderung durch Etablierung geeigneter Strukturen
zu bestehen (vgl. Flieger 1984, S.16f.).

In der jugoslawischen Selbstverwaltungsunternehmung beruht die formale
Organisation auf zwei Hierarchien: der Arbeiterselbstverwaltung als Legis­
lative und der Unternehmensleitung als Exekutive: "Der Direktor, der vom
Arbeiterrat unter Mitwirkung der lokalen politischen Vertreter gewählt wird,
steht an der Spitze der Exekutive und ist gleichzeitig ausführendes Organ
der Legislative" (Lemän 1987, S. 3311.). Faktisch ergibt diese Aufgabentei­
lung ein gewisses Übergewicht des professionellen Managements. Zwar
bestimmen die Mitglieder der Selbstverwaltungsgremien, die für eine Man­
datsperiode gewählt sind, die Grundlinien der Unternehmenspolitik und die
betriebliche Einkommensverteilung, aber dies geschieht nur von Zeit zu
Zeit auf bestimmten Sitzungen. Das auf Dauer eingestellte professionelle
Management arbeitet dagegen - entsprechend seiner Aufgabe - laufend
an der Vorbereitung von Entscheidungen und auch an deren konkreter
Durchführung nach Billigung durch die Selbstverwaltungsgremien. Diese
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Aufgabenverteilung gibt der "Exekutive" sozusagen ein natürliches Überge­
wicht über die "Legislative".

Der zugrundeliegende Gedanke des gleichen Stimmrechts für alle ent­
stammt, ähnlich wie bei den genossenschaftlichen Unternehmen, dem
Bereich politischer Entscheidungen und läßt sich nur begrenzt auf Produkti­
onsorganisationen übertragen. Im Gegensatz zu den politischen Gremien,
welche die Ausführung ihrer demokratisch gefaßten Beschlüsse an meist
hierarchisch gegliederte Verwaltungsorganisationen übertragen, müssen
die Entscheidungen, welche das Gesamtkollektiv als "Legislative" getroffen
hat, im Prinzip von denselben Personen in ihrer Eigenschaft als "unmittel­
bare Produzenten" wieder ausgeführt werden. Die Trennung in eine ­
demokratisch strukturierte - Legislative und eine - hierarchisch geglie­
derte - Exekutive ist für den Produktionsbereich nicht anwendbar, da alle
Unternehmen - gerade auch die selbstverwalteten - durch die Einheit von
Entscheidungsfindung und Entscheidungsvollzug charakterisiert sind. Das
Übergewicht der Exekutive, das auf unterschiedliche Qualifikationen, Kom­
petenzen, Verantwortlichkeiten sowie auf Effekte von Arbeitsteilung, Spe­
zialisierung und Professionalisierung zurückgeführt werden kann, führt zu
einer unvermeidlichen Expertenhierarchie im Selbstverwaltungsunterneh­
men, das durch die Doppelnatur als demokratisch bestimmte "politische
Einheit" und als funktional gegliederte "wirtschaftliche Einheit" charakter­
isiert ist.

Das Scheitern der klassischen Genossenschaft läßt sich also zumindest
teilweise auf die unvollständige Etablierung von innerbetrieblichen Struktu­
ren zurückführen, die zugleich funktionalen und sozialen Erfordernissen
gerecht werden konnten. Die erfolgreiche moderne Genossenschaft unter­
scheidet sich im Prinzip nicht mehr von traditionellen, hierarchisch struktu­
rierten Unternehmen, und auch das Modell der jugoslawischen selbstver­
walteten Betriebe scheint als Referenzmodell für die Etablierung effizienter
Entscheidungsstrukturen nicht besonders geeignet, da auch hier das Span­
nungsfeld zwischen funktionaler Hierarchisierung und motivational gebote­
ner Dezentralisierung nicht aufgehoben ist.

4.2 Partnerschaftsunternehmen als Vorbild?

Daß soziale und funktionale Erfordernisse der Unternehmensgestaltung
nicht unabhängig voneinander sind, ist - wie oben bereits angedeutet (vgl.
Beyer/Nutzinger 1990) - auch in der traditionellen Unternehmung erkannt
worden. Besonders Partnerschaftsbetriebe zeichnen sich durch ein Kombi­
nation von materiellen und immateriellen Beteiligungsrechten aus; dadurch
entsteht eine Struktur von Eigentums- und Entscheidungsrechten, die durc­
haus geeignet erscheinen, als Vorlage für entsprechende Überlegungen in
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Selbstverwaltungsunternehmen zu dienen, auch wenn diese aus einer
anderen entwicklungsgeschichtlichen Richtung kommen und hinsichtlich
ihrer Ansprüche weit über traditionelle Formen betrieblicher Partnerschaft
hinausgehen.

Um im marktwirtschaftlichen Prozeß erfolgreich bestehen zu können, ist
insbesondere eine eindeutige Zuordnung von Eigentumsrechten erforder­
lich, damit die geeigneten einzelwirtschaftlichen Anreiz- und Steuerungs­
mechanismen wirken können. Eine Kapitalbeteiligung z.B.führt nicht nur zu
Ertragsansprüchen und Verlustrisiken, sondern konsequenterweise auch
zu einem Einfluß auf die Unternehmenspolitik; dies gilt natürlich auch für
Mitarbeiter, die an ihrem Unternehmen beteiligt sind. Generelles Ziel sollte
sein, Beteiligung an Entscheidungen mit der Beteiligung an den Entschei­
dungsfolgen zu verbinden. In der Partnerschaftsunternehmung wird dies
durch eine mehr oder weniger weitgehende materielle Beteiligung in Form
von Kapital- und/oder Erfolgsbeteiligungen versucht. Für die Selbstverwal­
tungsunternehmen ist durchaus eine Struktur von Eigentumsrechten vor­
stellbar, welche die gleiche motivationale und funktionale Wirkung hervor­
rufen, wie dies in der Partnerschaftsunternehmung der Fall ist, wobei diese
Rechte jedoch stärker an die Bedingung "Mitarbeit im Unternehmen"
gekoppelt werden können.' Dies würde die besonders in Selbstverwal­
tungsunternehmen angestrebte Unabhängigkeit von externen Kapitalge­
bern und damit von externer Einflußnahme sichern.

Entscheidungs- und Beteiligungsrechte aufgrund von Eigentumsrechten,
die z.B.im Rahmen einer (vertraglichen) Vereinbarung in Form einer Kapital­
beteiligung an die Mitglieder der Selbstverwaltungsunternehmung verge­
ben werden, sind dann zu trennen von Rechten aufgrund der Mitarbeit im
Unternehmen. Gerade das, was in Partnerschaftsunternehmen als "imma­
terielle Beteiligung" beschrieben wird - also mehr oder weniger ausge­
prägte und differenzierte Informations-, Entscheidungs- und Kontrollrechte
-, kann in selbstverwalteten Betrieben zu einem System der Entschei­
dungsbeteiligung ausgebaut werden, das basisdemokratische Mitbestim­
mung am Arbeitsplatz mit einer demokratisch legitimierten und kontrollier­
ten .Expertenhierarchle" auf höherer Ebene verbindet. Während in traditio­
nellen Unternehmen und vielfach auch in Partnerschaftsunternehmen die
Gruppe der Beteiligten aufgrund von Eigentumsrechten in der Regel nicht
deckungsgleich ist mit der Gruppe der Beteiligten aufgrund von Rechten
aus der Mitarbeit, kann diese Einheit in der Selbstverwaltungsunterneh-

1 Vgl. dazu das Beispiel der Berliner Firma PSI,einem Software-Haus mit über 450 Mitarbeitern, von
denen ein Großteil gleichzeitig GmbH-Gesellschafter ist. Darüber hinaus zeichnet sich dieses
selbstverwaltete Unternehmen durch explizit entwickelte komplexe Organisationsstrukturen, insti­
tutionelle Beteiligungsformen und eine konsequente Marktorientierung aus (vgl. Lezius/Beyer 1989,
S. 231ff. und Jaeschke 1987).
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mung durch organisatorische Arrangements institutionalisiert werden,
indem z.B.Kapitalanteile vorzugsweise den Belegschaftsmitgliedern ange­
boten werden und die Transferierbarkeit an Außenstehende durch Vor­
kaufsrechte der Mitglieder eingeschränkt wird.

Ein wesentlicher Vorteil der Partnerschaftsunternehmen in ihrer "Vorbild­
funktion" für die Gestaltung von Entscheidungsprozessen in Selbstverwal­
tungsunternehmen sind die vielfältigen Formen praktizierter materieller
und immaterieller Partizipation. Diese Vielfalt erlaubt es, für den einzelnen
Fall konkrete, maßgeschneiderte Lösungen zu finden, was dem entwick­
lungsgeschichtlichen Hintergrund und den Motiven der Beteiligten in
selbstverwalteten Betrieben doch sehr entgegenkommen müßte.

5. Fazit

Partnerschaftsunternehmen eignen sich also durchaus als Referenzmo­
delle für die Entwicklung von Entscheidungsstrukturen, die einerseits eine
effiziente Entscheidungsfindung gewährleisten und andererseits die Vor­
teile einer reibungsarmen Entscheidungsdurchsetzung nutzen können.
Wenn traditionelle Unternehmen Aspekte der materiellen und immateriel­
len Beteiligung nutzen, um funktionale Gesichtspunkte zu fördern, warum
sollten dann nicht auch Selbstverwaltungsunternehmen, in denen die
Implementierungsbedingungen sehr viel günstiger sind, eine funktionale
Zuordnung von Eigentumsrechten und eine institutionalisierte und weitge­
hende Form der Entscheidungsbeteiligung nutzen, um selbst funktionale
Defizite der bestehenden Organisationsstrukturen auszugleichen? Dies gilt
vor allem deswegen, weil in selbstverwalteten Betrieben ein legitimiertes
und kontrolliertes Management vermutlich eher bereit sein wird, bei seinen
Vorschlägen auch die Interessen der Belegschaft mit zu berücksichtigen,
nicht zuletzt, um einen Konsens aller Betroffenen zu erleichtern.

Partnerschaftsunternehmen können aber nicht nur als Referenzmodell für
selbstverwaltete Unternehmen herangezogen werden, sondern sie können
auch als Gestaltungsmodelle für Eigentumsrechte und Entscheidungs­
strukturen dienen, wie sie insbesondere für die anstehende Umstrukturie­
rung der Unternehmensverfassung in der DDR zweckmäßig sein werden.
Die Forderung, abstraktes "Volkseigentum" in konkretes Belegschaftsei­
gentum zu überführen, hat interessanterweise Zustimmung im gesamten
Parteienspektrum der DDR gefunden.

Worauf beruht nun die besondere Eignung von Partnerschaftsunterneh­
men, die eine Kombination von materieller und immaterieller Beteiligung
praktizieren," als Referenzmodell für die Umgestaltung der bisherigen
staatssozialistischen Betriebe? Zum einen darauf, daß bei der Vielfalt der
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praktizierten Formen auch für DDR-Unternehmen entsprechend erprobte
Modellvarianten als Ausgangspunkte für eigene Umstrukturierungspläne
zur Verfügung stehen, die den unterschiedlichen Wert- und Normvorstel­
lungen der Belegschaftsmitglieder, des Managements und westlicher Kapi­
talgeber Rechnung tragen und auch unterschiedliche Qualifikationsanfor­
derungen, technologische Bedingungen und Marktgegebenheiten ange­
messen berücksichtigen. Zum anderen aber auch darauf, daß der norma­
tive Ausgangspunkt, das alte sozialistische Ziel des Abbaus von Herrschaft
und Ausbeutung, mit den Wertvorstellungen von Partnerschaftsunterneh­
men durchaus verwandt ist. Gemeinsam ist ihnen nämlich das Bestreben,
herkömmliche Formen eines zentralisierten, hierarchischen Betriebsab­
laufs zugunsten einer materiellen und immateriellen Beteiligung der Arbeit­
nehmer am Betriebsgeschehen aufzubrechen.

Der Gefahr eines "Ausverkaufs" sozialistischer Betriebe an westliche "Kapi­
talisten" kann durch ähnliche vertragliche Vereinbarungen wirksam begeg­
net werden, wie sie auch die Selbstverwaltungsunternehmung zur Siche­
rung ihrer Autonomie etablieren könnte. Die konkreten Regelungen über
Art und Form materieller und immaterieller Beteiligung (einschließlich der
Kapitalbeteiligung) können durch Vereinbarungen zwischen Management,
betrieblicher Interessenvertretung und westlichen Kapitalgebern festge­
legt werden. Hierbei können die Erfahrungen mit unterschiedlichen Beteili­
gungsformen in den bundesdeutschen Partnerschaftsunternehmen
genutzt werden.

Die traditionell hierarchische kapitalistische Unternehmung hat sich im
Laufe des letzten Jahrhunderts erheblich modifiziert; die gesteigerten
Ansprüche der Menschen an ihre Arbeitsbedingungen, wie sie etwa Ingle­
hart (1977) für die USA und von Klipstein/Strümpel (1984) fürdie Bundesre­
publik Deutschland festgestellt haben, führten zu Modifikationen in den tra­
ditionell hierarchischen Entscheidungsabläufen. Zur wirtschaftlichen Über­
legenheit kapitalistischer Marktwirtschaften hat sicherlich nicht zuletzt der
Umstand beigetragen, daß es den Unternehmen in diesen Ländern gelun­
gen ist, solche Modifikationen in die hierarchische Unternehmensstruktur
mit einzubauen (vgl. Beyer/Nutzinger 1990). Die zunehmende Bedeutung
von Konzepten materieller und immaterieller Beteiligung in westlichen
Industrieländern legt nahe, daß derart modifizierte Unternehmensverfas­
sungen auch den geänderten Ansprüchen der Menschen an ihre Arbeit ent­
gegenkommen.

2 Für die Bundesrepublik Deutschland vgl. die Übersicht und die Beispiele bei Beyer/Lezius (1987)
und Lezius/Beyer (1989).
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Die Kombination von zentral gelenkter Planung und hierarchischer Unter­
nehmensstruktur in den staatssozialistischen Ländern hat sich in wirt­
schaftlicher wie auch in sozialer Hinsicht diskreditiert. Was schon für westli­
che Unternehmen gilt, die immerhin noch einem mehr oder minder ausge­
prägten Wettbewerbsdruck ausgesetzt sind, trifft in noch höherem Maße
für traditionelle Unternehmen in zentral gelenkten Systemen zu: Solche
überkommenen hierarchischen Strukturen auf volkswirtschaftlicher und
betrieblicher Ebene erweisen sich angesichts des wachsenden Tempos
von Innovationen und zunehmender Komplexität der Umwelt als immer
weniger geeignet, die notwendigen Anpassungen und Neuerungen im Un­
ternehmen selbst, aber auch auf der Ebene von Volkswirtschaft und inter­
nationaler Arbeitsteilung zu ermöglichen, nicht zuletzt deswegen, weil sie zu
starr sind. Partnerschaftsunternehmen mit motivierten, kreativen Mitarbei­
tern und flexiblen Organisationsstrukturen erscheinen hier sehr viel
zukunftsweisender. Die sinnvolle Anwendung von Konzepten materieller
und immaterieller Beteiligung in den ehemals staatssozialistischen Unter­
nehmen könnte also einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, die Gedanken
der sozialen Gerechtigkeit und der humanen Gestaltung von Arbeitsbedin­
gungen mit den Notwendigkeiten effizienter Leistungserstellung unter­
marktwirtschaftlichen Bedingungen zu verbinden.
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